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Vernehmlassungsantwort zum Entwurf eines Gesetzes über die Finanzierung von  

Einrichtungen für Erwachsene mit Behinderung 

 

 

Sehr geehrter Herr Martin 

Sehr geehrte Damen und Herren  

 

Wir übermitteln Ihnen nachfolgend unsere Rückmeldungen zum Entwurf des Gesetzes über die 

Finanzierung von Einrichtungen für Erwachsene mit Behinderung. 

 

AvenirSocial ist der Berufsverband der Sozialen Arbeit und wir vereinigen über 3'900 Mitglieder. 

Wir vertreten die Interessen der Fachpersonen mit einer tertiären Ausbildung in Sozialarbeit, 

Sozialpädagogik, Soziokultureller Animation, Gemeindeanimation Kindheitspädagogik und 

Arbeitsagogischer Leitung. Diese Interessenvertretung findet auf kantonaler, nationaler und 

internationaler Ebene statt. Wir setzen uns für die Verwirklichung der Menschenrechte, der 

Chancengerechtigkeit sowie für eine qualitativ hochstehende Soziale Arbeit ein. Die 

Ermächtigung der Menschen, ein selbstbestimmtes Leben führen zu können, steht im Zentrum 

unserer Aktivitäten.  

 

Wir äussern uns zuerst allgemein zum Entwurf des Gesetzes, gehen dann auf einzelne Artikel 

genauer ein und beantworten schlussendlich darauf aufbauend die konkreten Fragen des 

Sozialamts. 

 

Allgemeine Bemerkungen 

Wir begrüssen grundsätzlich das Ziel des neuen Gesetzes, die Finanzierung von Angeboten für 

erwachsene Menschen mit Behinderungen zu vereinfachen und mehr Transparenz herzustellen. 

Genauso auch den Grundsatz der gleichen Rechte und Pflichten für alle beitragsberechtigten 

Einrichtungen.  

Im erläuternden Bericht wird aufgezeigt, dass der Regierungsrat mit dem neuen Gesetz ein 

zeitgemässes Finanzierungsmodell einführen will. AvenirSocial stellt in Frage, inwiefern dieser 

Gesetzesentwurf wirklich zeitgemäss ist und der politischen Stossrichtung der UN-BRK gerecht 

werden soll. Artikel 19 UN-BRK verlangt eine unabhängige Lebensführung. Menschen mit 

Behinderungen sollen die Wahlfreiheit haben, wo und mit wem sie wohnen möchten. Diese 
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Forderung kann durch entsprechende Finanzierungsmodelle, wie das erwähnte Assistenzbudget 

(Artikel 7), gefördert werden. Allerdings ist dieses Modell auch sehr komplex und nicht für alle 

Menschen mit Behinderungen umsetzbar. Gerade für Menschen mit kognitiven und psychischen 

Beeinträchtigungen ist dieses Modell zu anspruchsvoll. Genau diese Zielgruppe lebt aber immer 

noch mehrheitlich in stationären Einrichtungen. Um ambulantes Wohnen für alle Menschen mit 

Behinderungen zu fördern, braucht es aus unserer Sicht andere Finanzierungsmodelle. Einige 

Kantone (Bern, Basel-Stadt, Basel-Land, Zug) erproben aktuell die reine Subjektfinanzierung, 

welche aus unserer Sicht das Zukunftsmodell darstellt und den Grundsätzen der UN-BRK 

Rechnung trägt.  

Das vorliegende Gesetz macht den Eindruck, mit dem Ziel einer Effizienzsteigerung vor allem 

einer betriebswirtschaftlichen Logik gerecht werden zu wollen, anstatt die vollständige 

Umsetzung der UN-BRK anzustreben. Solche Aspekte können und müssen aus unserer Sicht 

zwar auch mitgedacht werden. Jedoch fehlen fachliche Hinweise darauf, wie eine qualitativ 

hochstehende Betreuung unter dem vorgeschlagenen System gewährleistet werden kann.1  

Im Gesetzesentwurf ist in vielen wesentlichen Artikeln (§ 3, § 9, § 10, § 12) der Regierungsrat als 

Entscheidungsträger vorgesehen. Verfahrensfragen, wie diese Entscheide getroffen werden sind 

dabei aber nicht transparent festgehalten. Für AvenirSocial ist es dabei entscheidend, dass 

Menschen mit Behinderungen und Fachpersonen der Sozialen Arbeit bei diesen Entscheiden 

angehört und einbezogen werden. 

Bemerkungen zu einzelnen Artikeln 

Artikel 5     Beiträge an den Betrieb 

Es ist AvenirSocial bewusst, dass es ein einheitliches Erhebungssystem für alle Betriebe braucht. 

Allerdings steht das System des individuellen Betreuungsbedarfs (IBB) zurecht in der Kritik 

defizitorientiert zu sein. So orientiert sich das Indikatorenraster des IBB2 eher an den Defiziten 

der Menschen und nicht an ihren Ressourcen. Es gibt dadurch kaum Anreize die Autonomie und 

Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen zu fördern, beziehungsweise die Bewoh-

nenden von stationären Einrichtungen zu ermächtigen lebenspraktische Fertigkeiten selbst 

auszuführen. 

  

Artikel 7     Ambulante Betreuungsangebote 

Die Einführung der subjektorientierten Infrastrukturfinanzierung betrachten wir, wie in den allge-

meinen Bemerkungen ausgeführt, kritisch. Im erläuternden Bericht wird zwar der Vorteil, dass 

dadurch ein Anreiz bestehe, «die betreuten Menschen immer wieder von der Wahl der richtigen 

Institution durch Taten zu überzeugen», hervorgehoben. Wenn aber, wie von der UN-BRK 

verlangt, das selbstständige Wohnen und der Grundsatz «ambulant vor stationär» die Vision ist, 

so ist kaum damit zu rechnen, dass Institutionen ihre Bewohnenden auf alternative Wohnformen 

(wie beispielsweise das begleitete Wohnen) aufmerksam machen werden. Ansonsten würden sie 

kantonale Beiträge verlieren. Somit ist fraglich, inwiefern der Kanton durch die subjektorientierten 

Infrastrukturfinanzierung das ambulante Wohnen wirklich fördert. 

 

Artikel 9     Unabhängige Fachstelle 

Die vorgesehene Einstufung durch eine unabhängige Fachstelle ist wichtig und wird begrüsst. 

Allerdings ist der Vorschlag einer Übertragung der Aufgabe an das Sozialversicherungszentrum 

des Kantons Thurgaus abzulehnen. Das Sozialversicherungszentrum bekommt dadurch eine 

Doppelrolle, die nicht vertretbar ist. Die Unabhängigkeit der Fachstelle wäre in Frage zu stellen, 

 
1 Weiterführende Ausführungen dazu finden sich im Diskussionspapier von AvenirSocial zur Finanzierung von 
Organisationen im Bereich der Sozialen Arbeit 
2 SODK Ost+, 2019, https://docplayer.org/116052875-Der-individuelle-betreuungsbedarf-ibb-wegleitung.html  
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da sie einerseits für die Einstufung der Sozialleistungen der Menschen mit Behinderungen 

zuständig wäre und andererseits für die Einstufungs-Überprüfung. 

 

Artikel 11   Ausserkantonale Beiträge 

Absatz 2 hält fest, dass eine Kostenübernahme gewährt wird, sofern im Kanton kein bedarfs-

gerechter Platz zur Verfügung steht und die individuellen Ansprüche der zu platzierenden Person, 

namentlich gegenüber Versicherungen, ausgeschöpft sind. Dieser Absatz ist zwingend und wird 

begrüsst. Im erläuternden Bericht wird ausgeführt, dass, falls eine Person aus persönlichen 

Gründen und Präferenzen eine ausserkantonale Einrichtung wählt, die Differenz zur inner-

kantonalen Referenztaxe von der Person selbst getragen muss. Dies widerspricht der 

Niederlassungsfreiheit, die in der Bundesverfassung (Art. 24, Abs. 1) und auch in der UN-BRK 

(Art. 19, Abs. a)) festgehalten ist. Artikel 11 muss deshalb mit einem Absatz ergänzt werden, der 

festhält, dass die Kosten auch aus persönlichen Gründen übernommen werden.  

 

Fragebogen des Sozialamts Thurgau 

Im Folgenden nehmen wir anhand der bisherigen Ausführungen zu den Fragen des Sozialamts 

Thurgau Stellung: 

 

1. Die Vorlage zur Finanzierung von Einrichtungen für Erwachsene mit Behinderung ist, weil es 

sich um eine sehr technische Materie handelt, als Rahmengesetzgebung konzipiert. 

Unterstützen Sie diesen Ansatz? 

Ja  

2. Haben Sie Bemerkungen und Fragen zum Gesetzesentwurf? 

Siehe allgemeine Bemerkungen und Bemerkungen zu einzelnen Artikeln zu Beginn der 

Stellungnahme. 

 

3. Die Vorlage sieht für Einrichtungen für Erwachsene mit Behinderung den Übergang zu einer 

subjektorientierten Objektfinanzierung auch im Bereich der Investitionen vor. Unterstützen Sie 

dieses Vorhaben? 

nein 

Wenn nein: Wollen Sie beim bisherigen System verbleiben oder befürworten Sie den Wechsel 

zu einer subjektorientierten Subjektfinanzierung? 

Die Kritikpunkte zu den Artikeln 6 und 7 machen deutlich, dass der Weg über eine reine 

Subjektfinanzierung adäquatere ist als die subjektorientierte Objektfinanzierung, um 

Menschen mit Behinderungen in ihrer Selbstbestimmung zu unterstützen und ihre 

Wahlfreiheit zu gewährleisten. Mit einem eigenen Budget könnten Sie selbst 

bestimmen, wo und in welcher Form sie leben möchten und welche Dienstleistungen 

sie einkaufen möchten. Bei der hier gestellten Frage befürwortet AvenirSocial also ganz 

klar den Wechsel zu einer subjektorientierten Subjektfinanzierung. 

 

4. Die Vorlage sieht eine Einstufungsstelle für die Bedarfseinstufung vor. Dabei werden zwei 

Alternativen zur Diskussion gestellt. Welcher Alternative geben Sie den Vorzug: 

Sozialamt des Kantons Thurgau 

5. Haben Sie allgemeine Bemerkungen zur Vorlage? 

Siehe allgemeine Bemerkungen und Bemerkungen zu einzelnen Artikeln zu Beginn der 

Stellungnahme. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_24
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2014/245/de#art_19


 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen und bitten Sie, uns für zukünftige 

Vernehmlassungsverfahren zu Themen, die die Soziale Arbeit betreffen, in die Adres-

sat*innenliste aufzunehmen.  

 

Freundliche Grüsse 

 

 

 

 

Annina Grob     Tobias Bockstaller 

Co-Geschäftsleiterin    Verantwortlicher Fachliche Grundlagen 

 


